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Osnabrück, 26. März 2021 

Rechtliche Ansatzpunkte zur Neugestaltung des 
öffentlichen Raums 
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Kurzprofil BBH 

Becker Büttner Held gibt es seit 1991. Bei uns arbeiten 
Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater – sowie 
Ingenieure, Berater und weitere Experten in unserer BBH 
Consulting AG. Wir betreuen über 3.000 Mandanten und sind 
die führende Kanzlei für die Energie- und Infrastruktur-
wirtschaft. 

BBH ist bekannt als „die“ Stadtwerke-Kanzlei. Wir sind aber 
auch viel mehr. In Deutschland und auch in Europa. Die 
dezentralen Versorger, die Industrie, Verkehrsunternehmen, 
Investoren sowie die Politik, z.B. die Europäische Kommission, 
die Bundesregierung, die Bundesländer und die öffentlichen 
Körperschaften, schätzen BBH. 

 rund 250 Berufsträger, rund 550 Mitarbeiter 

Büros in Berlin, München, Köln, Hamburg, 
Stuttgart, Erfurt und Brüssel 
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Dr. Roman Ringwald 

Herr Dr. Ringwald leitet bei BBH die vergaberechtliche 
Beratungspraxis. Einen Schwerpunkt bildet die Projekt-
steuerung umfangreicher Ausschreibungen für Kom-
munen und kommunale Unternehmen mit dem Ziel, die 
Energie- und Verkehrswende aktiv zu gestalten. 
 

 Geboren 1976 in Mainz 
 bis 2007 Studium der Rechtswissenschaften u. juristisches 

Referendariat in Mainz, Berlin, London u. Washington D.C. 
 2007 Promotion zum Dr. jur. an der Johannes Gutenberg 

Universität Mainz: „Daseinsvorsorge als Rechtsbegriff“ 
 Seit 2008 Rechtsanwalt 
 Umfangreiche Vortrags- und Publikationstätigkeit 

Rechtsanwalt · Partner 

10179 Berlin · Magazinstr. 15-16 · Tel +49 (0)30 611 28 40-23 · roman.ringwald@bbh-online.de  
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Ausgangsüberlegungen 

 Wodurch entsteht der Handlungsbedarf?  

 Steigendes Verkehrsaufkommen, steigende Motorisierung, 
Städtewachstum, differenzierte Mobilitätsbedürfnisse 

 Steigende Anforderungen an Klima- und Umweltschutz 

 Was wollen wir erreichen? 

 Mobilität und Verkehr bedarfs- und umweltgerecht organisieren 

 Motorisierten Verkehr und Umweltauswirkungen des nicht vermeidbaren 
Kfz-Verkehrs verringern 

 Verkehrswege und Mobilitätsformen integrieren, beispielsweise durch 
Stärkung der kommunalen Verkehrsplanung 



5 
 

24.03.2021  · 035410-19/ 6120733 © BECKER BÜTTNER HELD  
Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerberater · PartGmbB 

 

Ziele der Verkehrswende in 
Kommunen 

Lebenswerte Städte Klima-, Umwelt- und 
Gesundheitsschutz 

Gerechte Verteilung der 
Flächen für alle 

Verkehrsteilnehmer 

Organisation wachsender 
Pendler- und 

Wirtschaftsverkehre 

Ziele der 
Verkehrswende 
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Wo ansetzen? 

Öffentlicher Bereich 

 Öffentliches Straßenland 

 Ansatzpunkte: 

− Straßenrecht (Widmung, SNE) 

− Straßenverkehrsrecht 
(Parkraummanagement) 

− Immissionsschutzrecht 
(„Diesel-Fahrverbote“) 

 

Halb-öffentlicher, privater Bereich 

 Frei zugängliche private Flächen 
(Bsp.: Parkhäuser) 

 Rein private Flächen  
(Bsp.: Wohnquartier) 

 Ansatzpunkte: 

− Bauplanungsrecht 
(Planungsleitlinien, 
städtebauliche Verträge) 

− Bauordnungsrecht 
(Festsetzung B-Plan) 
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Neugestaltung durch Widmung 

 Widmung als erster Ansatz zur Flächenverteilung 

 Durch Widmung erhält die Straße ihre Eigenschaft als öffentliche Straße  

 Die Nutzung der Straße kann auf bestimmte Verkehrsarten begrenzt 
werden. 

 Umwidmung/Teileinziehung  

 Nachträgliche Einschränkung der Widmung auf bestimmte 
Benutzungsarten, -zwecke und Benutzerkreise 

 Überwiegende Gründe des öffentlichen Wohls  

 Für die exklusive Nutzung durch bestimmte Verkehrsarten  

 Zur Grün- oder Aufenthaltsfläche 
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Status quo im Parkraummanagement 

 

 

 Parken ist überall dort zulässig, wo es nicht nach den Vorschriften des 
Straßenverkehrsrechts (§ 12 StVO) oder einer straßenverkehrsrechtlichen 
Anordnung nach der StVO verboten ist. 

 

Ausrichtung des Straßenrechts bislang auf motorisierten    
Individualverkehr 

Verbreitetes Verständnis vom Parken als Gratisleistung 

 

Grundsatz: Parken im öffentlichen Raum als 
genehmigungsfreier Gemeingebrauch 

P

P
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Reduzierung der Parkflächen 

 Parken als „ruhender Verkehr“ im Gemeingebrauch 

 Parkverbote im Einzelfall auf der Grundlage des 
Straßenverkehrsrechts festzusetzen (§ 45 StVO) 

 Stets rechtfertigungsbedürftig 

 I.d.R nur für sicheren und flüssigen Straßenverkehr zulässig  

 Grds. nicht zur Förderung klimaschonender Mobilitätsformen 

 Größerer Spielraum aber bei kommunalen 
Verkehrskonzepten  

 § 45 Abs. 1b Nr. 5 StVO: „Anordnungen … zur Unterstützung einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung“ 
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Steuerung durch Parkgebühren 

 Gemeinden bzw. Straßenbaulastträger können Parkgebühren 
erheben  

 Landesregierungen ermächtigt, Gebühren festzusetzen, § 6a Abs. 6 
Satz 1 und 2 StVG; Ermächtigung häufig auf Kommunen übertragen 

 Kommunen haben daher die Möglichkeit, angemessene  
Gebühren festzusetzen 

 Zu berücksichtigen: Wert des Parkraums für den Nutzer, Attraktivität 
der Parkflächen, unterschiedliche Bedarfe 

 Einführung des § 6a Abs. 5a StVG für Bewohnerparken 

 „[…] auch die Bedeutung der Parkmöglichkeiten, deren wirtschaftlicher 
Wert oder der sonstige Nutzen der Parkmöglichkeiten für die Bewohner 
angemessen berücksichtigt werden. […]“ 
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Chancen im rechtlichen Status quo 

 Rechtsprechung zu „Pop-Up-Radwege“ 

VG Berlin 
(Beschl. v. 4.9.2020, VG 11 L 205/20) 

OVG Berlin-Brandenburg 
(Urt. v. 6.10.2020, OVG 1 S 116/20) 

Verpflichtung zur Entfernung der Pop-
Up-Radwege, denn:  
 
Es sei nicht erkennbar, dass 
Verkehrssicherheit, Verkehrsbelastung 
und/oder Verkehrsablauf ganz konkret 
auf eine Gefahrenlage hinwiesen. 
 

Keine Verpflichtung zur Entfernung 
der Pop-Up-Radwege, denn: 
 
Die öffentlichen Belange überwiegen 
die privaten Interessen des 
Antragstellers. Die Pop-Up-Radwege 
seien angesichts der konkreten 
Gefahrenlage im öffentlichen 
Sicherheitsinteresse der 
Verkehrsteilnehmer erforderlich. 
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Stellplatzsatzung 

 Kraftfahrzeug- und Fahrradstellplätze für bauliche 
Anlagen mit Zu- und Abgangsverkehr, § 47 Abs. 1 LBauO 

 Ausnahme: Ersatz der Herstellung durch Zahlung einer Ablöse 

 Umfang der Stellplatzpflicht und Gestaltung der Ablöse als 
wesentliche Steuerungsinstrumente (Vorgaben LBauO) 

 Kommunen können durch örtliche Bauvorschriften stärker 
begrenzen, § 84 Abs. 2 LBauO 

 „verkehrlicher oder sonstige städtebauliche Absichten“  

 „bestimmten Teilen des Gemeindegebietes oder für bestimmte 
Nutzungen“ 
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Städtebauliche Verträge und Mobilität 

 Vorgaben in städtebaulichen Verträgen bei der 
Veräußerung von Grundstücken 

 Steuerungsfunktion der Kommune über Zugeständnisse bzgl. 
Überlassung von Stellplätzen oder Ausrüstung mit Ladeinfrastruktur 

 Verankerung von Carsharing-Angeboten  

 Ggf. dauerhafte Bindung mit anderen Erwerbern/Eigentümern 

 Vereinbarte Leistungen müssen angemessen sein 

 Zu berücksichtigen sind insb. Aufwand des Vertragspartners und 
Zugewinn durch zusätzliche Mobilitätsoptionen 

 Vom Vertragspartner zu erbringende Leistung unzulässig, wenn 
ohnehin einen Anspruch auf die Gegenleistung besteht  
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Kommunale Ansatzpunkte bei neuen 
Mobilitätsangeboten 

Parken 
Den öffentlichen 

Raum neu 
verteilen. 

Teilen 
Den öffentlichen Raum 

effizient nutzen. 

Laden 
Die Luftqualität 
verbessern und 
Co2 einsparen. 
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Ausblick 

 Neuverteilung des öffentlichen Raums als zentrale 
kommunale Aufgabe 

 Entscheidung über zunehmende Nutzungskonflikte als klassische 
öffentliche Aufgabe 

 Umgang mit Parkflächen als Schlüsselfrage 

 Öffentlicher Nahverkehr als Rückgrat der Verkehrswende 

 Ausbau und schrittweise Elektrifizierung 

 Etablierung und Vernetzung neuer Mobilitätsangebote 

 Sharing-Angebote und E-Mobilität 



16 
 

24.03.2021  · 035410-19/ 6120733 © BECKER BÜTTNER HELD  
Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer Steuerberater · PartGmbB 

 

Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

 Dr. Roman Ringwald, BBH Berlin 
Tel +49 (0)30 611 28 40-23 

Roman.Ringwald@bbh-online.de 
www.bbh-online.de 
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